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Verpflichtung zur Wahrung des Datengeheimnisses / 
Verschwiegenheitserklärung 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
da Sie im Rahmen der Qualitätssicherung und Evaluation von Lehre und Studium 
möglicherweise mit personenbezogenen Daten in Kontakt kommen, verpflichte ich Sie hiermit 
auf die Wahrung des Datengeheimnisses. 

 
Sie sind bei Ihrer Tätigkeit im Rahmen der Qualitätssicherung und Evaluation von Lehre und 
Studium zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
 

Frau/Herr _______________________________________________________________  

Abteilung/Projekt _______________________________________________________________  

wird hiermit auf die Wahrung des Datengeheimnisses nach § 5 des 
Bundesdatenschutzgesetztes (BDSG) und § 6 des Bremischen Datenschutzgesetztes 
(BremDSG) verpflichtet.  

 
Nach § 5 des BDSG und § 6 des BremDSG ist es den bei der verantwortlichen Stelle oder in 
deren Auftrag beschäftigten Personen, die Zugang zu personenbezogenen Daten haben, 
untersagt, geschützte personenbezogene Daten unbefugt zu einem anderen als dem zur 
jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten oder zu 
offenbaren, sowie unbefugt personenbezogene Daten zu erheben, zu verarbeiten oder zu 
nutzen. Unterlagen mit personenbezogenen Daten und personenbezogene Dateien sind so zu 
verwahren, dass sie vor dem Zugriff Dritter geschützt sind. Zum Schutz der Daten ist im Rahmen 
der übertragenen Aufgabe die notwendige Sorgfalt anzuwenden; festgestellte Mängel sind 
sofort der Projekt-und Abteilungsleitung zu melden.  

Sie sind somit zu absoluter Verschwiegenheit über alle in der Universität Bremen bekannt 
werdenden Umstände verpflichtet.  
 
Mir ist bekannt, dass 
 
1. sich meine Schweigepflicht auf alles, was mir in Ausübung oder aus Anlass meiner Tätigkeit 
anvertraut oder bekannt geworden ist, erstreckt; 
 
2. sich die Verschwiegenheitspflicht auch auf schriftliche Mitteilungen bezieht. 
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3. sich meine Verschwiegenheitspflicht auch auf die internen Arbeitsverhältnisse erstreckt. 
 
4. die Verschwiegenheitspflicht gegenüber jedermann besteht, so auch 

→ gegenüber meinen eigenen Familienangehörigen, 
→ gegenüber Arbeitskollegen, soweit eine Mitteilung nicht aus dienstlichen Gründen 

erfolgt, 
→ gegenüber demjenigen, der von der betreffenden Tatsache bereits Kenntnis erlangt hat; 

 
5. meine Verschwiegenheitspflicht auch nach Beendigung meines Beschäftigungsverhältnisses 
fortbesteht. 
 
Verstöße gegen das Datengeheimnis gem § 5 BDSG, § 6 BremDSG können nach §§ 44, 43 
Absatz 2 des BDSG, nach §§ 37, 38 des BremDSG und anderen einschlägigen 
Rechtsvorschriften, insbesondere nach §§ 133, 201, 203, 204, 206, 353 b, 358 StGB, mit Geld-
und Freiheitsstrafen geahndet werden. Eine Verletzung des Datengeheimnisses stellt in den 
meisten Fällen gleichzeitig einen Verstoß gegen arbeitsvertragliche Pflichten dar und kann 
arbeitsrechtliche Maßnahmen zur Folge haben.  

Es ist zudem untersagt, ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, die ihm Rahmen des 
Aufenthaltes anvertraut wurden oder zugänglich geworden sind, weiterzugeben. Über die 
Unternehmensangelegenheiten wie z.B. die Organisationsstruktur, Vertragsbedingungen, 
Umsatzdaten, Drittunternehmer u. a. ist Verschwiegenheit zu wahren. Alle Datenträger, 
Aufzeichnungen, Abschriften, Unterlagen oder Kopien dienstlicher Vorgänge, die zur Verfügung 
gestellt oder angefertigt wurden, sind vor dem Zugriff und der Einsichtnahme unbefugter Dritter 
zu schützen. 
 
Auf die Bestimmungen des § 17 UWG wird verwiesen. 
 
Durch Ihre Unterschrift bestätigen Sie, dass Sie diese Erläuterung gelesen und Ihre 
Verpflichtung auf das Datengeheimnis zur Kenntnis genommen haben. Ein Exemplar dieser 
Erklärung und ein Merkblatt mit den einschlägigen Rechtsnormen wurden ausgehändigt. 

Angaben der/ des Verpflichteten  

Name, Vorname: _______________________________________________________________  

Wohnhaft: _______________________________________________________________  

Ort, Datum: _____________________ Unterschrift: _________________________________   
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Merkblatt zur Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
Auszug aus dem Bundesdatenschutzgesetz  
§ 5 Datengeheimnis (BDSG)  
Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt 
zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen (Datengeheimnis). Diese Personen sind, soweit sie bei nicht-
öffentlichen Stellen beschäftigt werden, bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu 
verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.  
§ 43 Bußgeldvorschriften (BDSG)  
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1 unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet,  
2 unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, zum Abruf mittels 
automatisierten Verfahrens bereithält,  
3 unbefugt personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, abruft oder sich oder 
einem anderen aus automatisierten Verarbeitungen oder nicht automatisierten Dateien verschafft,  
4 die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, durch 
unrichtige Angaben erschleicht,  
5 entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 5 Satz 1, auch in Verbindung mit § 29 Abs. 4, § 39 Abs. 1 
Satz 1 oder § 40  Abs. 1, die übermittelten Daten für andere Zwecke nutzt, 5a. entgegen § 28 Absatz 3b 
den Abschluss eines Vertrages von der Einwilligung des Betroffenen abhängig macht, 5b. entgegen § 28 
Absatz 4 Satz 1 Daten für Zwecke der Werbung oder der Markt-oder Meinungsforschung  
verarbeitet oder nutzt,  
1 entgegen § 30 Absatz 1 Satz 2, § 30a Absatz 3 Satz 3 oder § 40 Absatz 2 Satz 3 ein dort genanntes 
Merkmal mit einer Einzelangabe zusammenführt oder  
2 entgegen § 42a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht.  
 
§ 44 Strafvorschriften  
(1) Wer eine in § 43 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung gegen Entgelt oder in der Absicht, sich 
oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  
(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind der Betroffene, die verantwortliche 
Stelle, der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit und die 
Aufsichtsbehörde.  
 
Auszug aus dem Bremischen Datenschutzgesetz  
§ 6 Datengeheimnis (BremDSG)  
Den bei der verantwortlichen Stelle oder in deren Auftrag beschäftigten Personen, die Zugang zu 
personen-bezogenen Daten haben, ist untersagt, geschützte personenbezogene Daten unbefugt zu 
einem anderen als dem zur jeweiligen rechtmäßigen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu 
verarbeiten oder zu offenbaren; dies gilt auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit. Diese Personen sind über 
die bei ihrer Tätigkeit zu beachtenden Vorschriften über den Datenschutz zu unterrichten.  
§ 37 Straftaten (BremDSG)  
Wer gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu 
schädigen, personenbezogene Daten entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes  
1 erhebt, speichert, verändert, übermittelt, zum Abruf bereithält, löscht oder nutzt,  
2 abruft, einsieht oder einem Dritten verschafft, wird mit einer Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar.  
 
§ 38 Ordnungswidrigkeiten (BremDSG)  
(1) Ordnungswidrig handelt, wer personenbezogene Daten entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes 
erhebt, speichert, übermittelt, löscht, zum Abruf bereithält, abruft oder nutzt.  
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet werden.*  
 
*Verordnung über die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 
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dem Bundesdatenschutzgesetz und dem Bremischen Datenschutzgesetz vom 06. Januar 2004 (Brem.GBl. 
S. 17)  
Auszug aus dem Strafgesetzbuch 
§ 133 Verwahrungsbruch 
(1) Wer Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in dienstlicher Verwahrung befinden oder 
ihm oder einem anderen dienstlich in Verwahrung gegeben worden sind, zerstört, beschädigt, 
unbrauchbar macht oder der dienstlichen Verfügung entzieht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Dasselbe gilt für Schriftstücke oder andere bewegliche Sachen, die sich in amtlicher Verwahrung einer 
Kirche oder anderen Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts befinden oder von dieser dem Täter 
oder einem anderen amtlich in Verwahrung gegeben worden sind. 
(3) Wer die Tat an einer Sache begeht, die ihm als Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst besonders 
Verpflichteten anvertraut worden oder zugänglich geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt 

 1.  das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger aufnimmt oder 

 2.  eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich macht. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt 

 1.  das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen mit einem 
Abhörgerät abhört oder 

 2.  
das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abgehörte nichtöffentlich 
gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich 
mitteilt. 

Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeignet ist, berechtigte 
Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. Sie ist nicht rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung 
zur Wahrnehmung überragender öffentlicher Interessen gemacht wird. 
(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer als Amtsträger oder als 
für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 
und 2). 
(4) Der Versuch ist strafbar. 
(5) Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen 
werden. § 74a ist anzuwenden. 
 
§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die 
Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 
erfordert, 
2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlußprüfung, 
3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geordneten Verfahren, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder 
Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- 
oder Steuerberatungsgesellschaft, 
4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer 
Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt ist, 
4a. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes, 
5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder 
6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung oder 
einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 

http://dejure.org/gesetze/StGB/74a.html
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mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm 
als  

1. Amtsträger, 
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten, 
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen 
Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des 
Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates, 
5.öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten 
auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder 
6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchführung 
wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehen 
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines anderen gleich, die für Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche 
Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt. 

(2a) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für den Datenschutz unbefugt ein 
fremdes Geheimnis im Sinne dieser Vorschriften offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 
Genannten in dessen beruflicher Eigenschaft anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist und 
von dem er bei der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz Kenntnis erlangt hat. 
(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder einer 
Rechtsanwaltskammer gleich. Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen ihre berufsmäßig tätigen 
Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. Den in Absatz 1 
und den in Satz 1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses 
Verpflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen oder aus dessen Nachlass erlangt 
hat. 
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des 
Betroffenen unbefugt offenbart. 
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe. 
 
§ 204 Verwertung fremder Geheimnisse 
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, zu dessen 
Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
(2) § 203 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
§ 206 Verletzung des Post- oder Fernmeldegeheimnisses 
(1) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung über Tatsachen macht, die dem Post- oder 
Fernmeldegeheimnis unterliegen und die ihm als Inhaber oder Beschäftigtem eines Unternehmens 
bekanntgeworden sind, das geschäftsmäßig Post- oder Telekommunikationsdienste erbringt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Inhaber oder Beschäftigter eines in Absatz 1 bezeichneten 
Unternehmens unbefugt 

1. eine Sendung, die einem solchen Unternehmen zur Übermittlung anvertraut worden und 
verschlossen ist, öffnet oder sich von ihrem Inhalt ohne Öffnung des Verschlusses unter Anwendung 
technischer Mittel Kenntnis verschafft, 
2. eine einem solchen Unternehmen zur Übermittlung anvertraute Sendung unterdrückt oder 
3. eine der in Absatz 1 oder in Nummer 1 oder 2 bezeichneten Handlungen gestattet oder fördert. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Personen, die 
1. Aufgaben der Aufsicht über ein in Absatz 1 bezeichnetes Unternehmen wahrnehmen, 
2. von einem solchen Unternehmen oder mit dessen Ermächtigung mit dem Erbringen von Post- oder 

http://dejure.org/gesetze/StGB/203.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/203.html
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Telekommunikationsdiensten betraut sind oder 
3. mit der Herstellung einer dem Betrieb eines solchen Unternehmens dienenden Anlage oder mit 
Arbeiten daran betraut sind. 

(4) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung über Tatsachen macht, die ihm als außerhalb des 
Post- oder Telekommunikationsbereichs tätigem Amtsträger auf Grund eines befugten oder unbefugten 
Eingriffs in das Post- oder Fernmeldegeheimnis bekanntgeworden sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(5) Dem Postgeheimnis unterliegen die näheren Umstände des Postverkehrs bestimmter Personen sowie 
der Inhalt von Postsendungen. Dem Fernmeldegeheimnis unterliegen der Inhalt der Telekommunikation 
und ihre näheren Umstände, insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem 
Telekommunikationsvorgang beteiligt ist oder war. Das Fernmeldegeheimnis erstreckt sich auch auf die 
näheren Umstände erfolgloser Verbindungsversuche. 
 
§ 353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht 
(1) Wer ein Geheimnis, das ihm als 

 1.  Amtsträger, 

 2.  für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten oder 

 3.  Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt, 
anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart und dadurch wichtige 
öffentliche Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
Hat der Täter durch die Tat fahrlässig wichtige öffentliche Interessen gefährdet, so wird er mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Wer, abgesehen von den Fällen des Absatzes 1, unbefugt einen Gegenstand oder eine Nachricht, zu 
deren Geheimhaltung er 

 1.  auf Grund des Beschlusses eines Gesetzgebungsorgans des Bundes oder eines Landes oder eines 
seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder 

 2.  von einer anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Strafbarkeit der Verletzung der 
Geheimhaltungspflicht förmlich verpflichtet worden ist, 

an einen anderen gelangen läßt oder öffentlich bekanntmacht und dadurch wichtige öffentliche 
Interessen gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
(3a) Beihilfehandlungen einer in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessordnung genannten 
Person sind nicht rechtswidrig, wenn sie sich auf die Entgegennahme, Auswertung oder Veröffentlichung 
des Geheimnisses oder des Gegenstandes oder der Nachricht, zu deren Geheimhaltung eine besondere 
Verpflichtung besteht, beschränken. 
(4) Die Tat wird nur mit Ermächtigung verfolgt. Die Ermächtigung wird erteilt 

 1.  von dem Präsidenten des Gesetzgebungsorgans 

  a)  in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit bei einem 
oder für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes bekanntgeworden ist, 

  b)  in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1; 

 2.  von der obersten Bundesbehörde 

  a)  
in den Fällen des Absatzes 1, wenn dem Täter das Geheimnis während seiner Tätigkeit sonst bei 
einer oder für eine Behörde oder bei einer anderen amtlichen Stelle des Bundes oder für eine 
solche Stelle bekanntgeworden ist, 

  b)  in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2, wenn der Täter von einer amtlichen Stelle des Bundes 
verpflichtet worden ist; 

 3.  von der obersten Landesbehörde in allen übrigen Fällen der Absätze 1 und 2 Nr. 2. 
 
§ 358 Nebenfolgen 
Neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten wegen einer Straftat nach den §§ 332, 335, 
339, 340, 343, 344, 345 Abs. 1 und 3, §§ 348, 352 bis 353b Abs. 1, §§ 355 und 357 kann das Gericht die 
Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden (§ 45 Abs. 2), aberkennen. 
 

http://dejure.org/gesetze/StPO/53.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/332.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/335.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/339.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/340.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/343.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/344.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/345.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/348.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/352.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/353b.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/355.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/357.html
http://dejure.org/gesetze/StGB/45.html


7/7 
 

 
 
Auszug aus dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 
 
§ 17 UWG – Verrat von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
(1) Wer als eine bei einem Unternehmen beschäftigte Person ein Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnis, das ihr im Rahmen des Dienstverhältnisses anvertraut worden oder zugänglich 
geworden ist, während der Geltungsdauer des Dienstverhältnisses unbefugt an jemand zu Zwecken des 
Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem Inhaber des 
Unternehmens Schaden zuzufügen, mitteilt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
(2) Ebenso wird bestraft, wer zu Zwecken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten 
oder in der Absicht, dem Inhaber des Unternehmens Schaden zuzufügen, 
1. sich ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis durch 
a) Anwendung technischer Mittel, 
b) Herstellung einer verkörperten Wiedergabe des Geheimnisses oder 
c) Wegnahme einer Sache, in der das Geheimnis verkörpert ist, unbefugt verschafft oder sichert 
oder 
2. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das er durch eine der in Absatz 1 bezeichneten 
Mitteilungen oder durch eine eigene oder fremde Handlung nach Nummer 1 erlangt oder sich sonst 
unbefugt verschafft oder gesichert hat, unbefugt verwertet oder jemandem mitteilt. 
(3) Der Versuch iststrafbar. 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
1. gewerbsmäßig handelt, 
2. bei der Mitteilung weiß, dass das Geheimnis im Ausland verwertet werden soll, oder 
3. eine Verwertung nach Absatz 2 Nr. 2 im Ausland selbst vornimmt. 
(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für geboten 
hält. 
(6) § 5 Nr. 7 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 
 


